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Die Stimmen der Bürge

Die Bundesregierung hat der österreichischen Bevöl-
l<erung I994 vor der EU-Voll<sabstimmung verspro-
chen, daß

ttJA zur EU"
"JA zum harten EchÍIIíng"

bedeutet. Finanzstaatssel<retär Johannes Ditz (ÖVP)

hat am 7. Mai 1994 wörtlich vor dem österreichi-
schen Bundesrat festgestellt:

'Alle Aussagen, es komme automatisch zur In-
stallierung der Währungsunron, sind falsch und
unrichtig und führen zu einer Verunstcherung, dre
nicht gerechtfertigt ist. "

Einen Monat vorher hat die damalige Präsidentin der
Oesterreichischen Nationalbanl<, Maria Schaumayerl
versichert daß

"der Schilling bei einem EU-Beitritt erhalten
bleibt. Etn EU-Beitritt bedeutet in ketnem Fa//
die Ablöse des Schillings, sondern im Gegenter/
zunächst eine Absicherung des Schrllrngs gegen
Wä h r u n gssp e ku la t i o n e n."

(Austrta Presse Agentur, 7. April J994)

Heute sagt die Bundesregierung:

*EUBO ohne Wenn und Aber"

Zwei Stimmen über die "EUR0-lnformation 1994.':

Hans Sallmutter (SPö), Vorsitzender der Gewerl<-
schaft der Privatangestef lten:

"Damals wurde sehr kunstgerecht verschwregen,
daß mit dem Ja zur EU auch das Ende des Schí/-
lrngs besíegelt war. Also für mich, das muß ích
ehrlich sdgen/ war das damals nicht erkennbar"

' ("profi/", 25. August 1997)
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lhre Unterschríft verpflíchtet
díe Bundesregíerung!

.lhre Unterschrift verpflíchtet
díe Bundesregíerung!

Fritz Breuss,

Wi rtschaftsforschungsinstitut (Wifo) :

" ...Propaganda und " echte Lügen" vor dem EU-

Referendum. Die ltualitton hat... das Ende des Schil-

lings und der Anonymität bewußt verschwregen."
("l(urier", 13. Juni 1997)

l(/ima, Schüssel und Co. können den Schtl-

ling ntcht über die lQipfe der Bevrilkerung

hinweg abschaffen.

Ihre U nterschrif t fuhrt zur
. umfassenden parlamentarischen Behandlung

der Abschaffung des Schillings

o verbindlichen Stellungnahme, ob die Bundes-
regierung bereit ist wie in anderen europäischen
Staaten, die Bevöll<erung über die Abschaffung
des Schillings selbst entscheiden zu lassen

o verbindlichen Stellungnahme, ob die Bundesre-
gierung ihr Versprechen einlösen wird, daß der
Schilling nurdann durch den EUR0 ersetztwird,
wenn dieser genauso hart und stabil ist wie der
Schilling

o verbindlichen Stellungnahme, ob die Bundesre-
gierung ihr Versprechen einlösen wird, daß es

weder imZuge der Einführung des E U R0 noch
später zu E in l<ommensverl usten, Abwertungen
der Sparguthaben und Realverlusten bei Pen-
sionen l<ommt

. verbindlichen Stellungnahme, ob die Bundes-
regierung sicherstellen wird, daß die Arbeits-
losenzahlen, die durch die Belastungspal<ete zur
Erfüllung der Maastricht-l(riterien explodiert
sind, deutlich zurücl<gehen

. verbindlichen Stellungnahme der Bundesregie-
rung, ob sie der Einführung des EUR0 in den

EU-Gremien nur zustimmen wird, wenn die
Maastricht-l(riterien exal<t eingehalten werden

o verbindlichen Stellungnahme, ob die Bundesre-
gierung sicherstellen wird, daß auf europäischer
Ebene ein wirl<samer Arbeitsplatz-Vertrag ge-

schlossen wird, der Voraussetzung für die Teil-
nahme am EUR0 ist.

Mít dem SchíIlÍng-Volks-
begehren können tíe díe
Regíerung beím Wort neh-
men und díe Versprechen
vor der Eu-Volksabstím-
mung eínfordern,
Seite 6 Seite 7



Über diese Garantien muß dann die Bevölkerung in

einer Voll<sabstimmung entscheiden. Nur dadurch ist

gesichert, daß Österreich den Schilling erst dann für

den EUR0 abschafft, wenn der EUR0 genauso hart

und stabil wie unser Schilling ist.

Für die Àsterreichische Bevölkerung muß

dasselbe gelten, wie für die Bürgerinnen und

B ü rger G roßbritann iens:

Tony Blair, Englischer Premierminister:

" Sollten wír uns für den Beitrltt zur Währungs'

union entschelden, werden wlr nlchts unternehmen,

bis uns das britische Volk tn elner Volksabstim-

mung zu dlesem Schritt bevollmächtigt!"
( ,,Focus", 5. lt/Ìai 1997)

Auch für (isterreich muß gelten:

lØin EUR0 ohne Volksabstimmung.

Rechtlich ist diese Voll<sabstimmung problemlos mög-

lich. Denn auch nach dem Beitritt zur Europäischen

U nion ist die Österreichische Bundesverfassung in l(raft
geblieben. Dort steht im ersten Artil<el:

" 1sterreich ist eine demokratische

Repubtik. Ihr Recht geht vzm Volk aus."

Mit Ihrer Unterschrift unter das Schilling-Volksbe-
gehren nehmen Sie Ihr in der österreichischen Bundes-

verfassung garantiertes Rechtwahr, selbst zu entschei-

den, ob und wann Sie den Schilling unter welchen Be-

dingungen gegen den EUR0 eintauschen wollen.
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Übe, díe Zukunft des Schíllíngs
muß díe Bevölkerung entscheíden!

Jeder eínzelne von uns
trägt das volle RÍsíko, das
mit der verfrtihten Eínfíih-
rung eíner gemeínsamen
europäíschen Währung
durch eíne möglÍche Ab-
wertung verbunden ist,

Deshalb ist es nur recht
und híIIíg, daß díeienígen,
díe das RÍsíko tragen müs-
sen, darüber auch selbst
entscheÍden können,

Jede UnterschrÍft unter
da s Sch íl Ií n g -Volks begeh -

ren íst eíne Stímme ftir
eine harte und stabíle
Währung,
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"-':,ff ff iHffi :"'iiii"ii'ïil;
ein deutliches Elgebnis:

wenn die oemein¡a-q;:ilåi"lli' #åï:ffi ïi
geplant eingeführt wtr

ein Währungsexperimeni 
ein' das für Österreich und

seine Bevöll<erung in erster Linie Nachteile brin-

gen wird.

.Die neue Währung wird nicht so hart und so stabil wie

der Schilling werden,
. Sparguthaben, Löhne und Pensionen werden real we-

niger wert,
. Die l(onsumenten werden neben weiteren-Belastungs-

ilttenî,; iurcr' oie Einführung des EUR0 selbst

zusätztich zur l(asse gebeten'

. Die neue Währung wird l<eine Arbeitsplätze schaffen'

' Arbeitsplat zuerlusle' die direl<t durch den E u R0

verursacht werden,

'i;';i;;;';'i[ "' 
den l(lein- und Mittelbetrieben

durch den EUR0,

';.;0., ,t't"'Íürdie EU" drohtder EUR0 zum

ô;uï;" t' o't Europäische union zu werden'

Über alle diese Folgen wird die Bevöll<erung'in öster-

reich von der Bundesregierung 
nicht informiert'

Statt einer objektiven und umfassenden Gegenüber-

;tiurr"g ilr"i'.r-'rno Nachteile sowie der Möslich-

o.ì,iî,'oî. O rt., rti'r' hat' um N ithtt] f ^t-Y l::Ti
;;;;#;ttäsich die Bundesresieruns aut erne ern-

;i,i ;. ;;;; u Ro - ProPagundu'

Und obwohl die Bevöll<erung 1994 nicht über die

i äî n""*, j.s lc r, i r r i's, 
î : 

r,,.,,ï 
:ll yill Llå ii, i.

gert die Bundesregieru

ñ;t";Ëäär-E'i*o' dìe rechtlich möglich ist'

Ilemokrat¡epoI itisch ¡

Die E U R0-Voll<sabstimmunq:

Die Einführung des E U R0 darf nur erfolgen, wenn
sich die Bevöll<erung in einer Voll<sabstimmung für eine
gemeinsame Währung ausgesprochen hat.

Wi rtschaftspol itisch I

Die Stabilität als wichtiqstes l(riterium:

Es muß durch die exal<te Einhaltung des Stabilitäts-
pal<tes gewährleistet sein, daß der E U R0 genauso sta-
bil und hart wie der Schilling ist.

Das E U R0-Memorandum:

Bis die nötige Stabilität erreicht ist, muß die Einfüh-
rung des E U R0 um 5 Jahre ausgesetzt werden. In die-
sem Zeitraum so I I du rch Wäh r u n gsbi ndun gen nach dem

"Schi I I ing-D- Marl<-Vorbi ld" ei n stabi ler europäischer
Währungsverbund errichtet werden.

Der Arbeitsplatzpal<t:

Es müssen verpflichtende l(riterien für die Arbeitslo-
senquote in den EU-Ländern beschlossen und auf die
Stufe des Stabilitätspal<tes gehoben werden. Nur dadurch
l<önnen die negativen Beschäftigungseffel<te durch den

EUR0 abgefedert werden. Hauptl<riterium muß die
Arbeitsl osen rate unter besonderer Berücl<sichti gung der
J ugendarbeitslosigl<eit sowie der Arbeitslosigl<eit der über
50jährigen sein.

Die österreichischen Beitraqszahlunqen an die E U

müssen sinl<en:

Die Einführung eines innereuropäischen Finanzaus-
gleichs darf zu l<einem Anstieg der österreichischen
Beitragszahlungen führen. Die Bundesregierung muß
durch die Neuverhandlung der österreichischen Netto-
zahlungen erreichen, daß österreich vor der Teilnah-
me am EUR0 weniger an die EU bezahlen muß.

Seite 11
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Der StandPunkt der FPO DÍe Forderungen der tPö
für eín Ja zum EURO



Díe Gewinner des Euro
zum r.l.î999

Díe W.dierer des Euro
zum î,î,t999

tlie Währungsspelrulanten
Durch die Spekulation gegen einen weichen EUR0
werden die Wáhrungsspekulanten M illiarden Dol-

lar verdienen.

Drie l(onsurneüten
lGine Preissenkungen, Aufrundung bei der Urn-
stellung, I n flat i ons- un d da mi t Teue r un gsgefa hr

D'le $parer
Sofortige AbwertunE der Sparguthaben durch den
sch.wachen EURQ weitere schleichende Entwer^
tung durch ste¡gefide Infla,t,ion.

tle $te,ucrzahler
Für die Kanuergenzkriterien wurden Eelas,tangs-

Bakete um tiber200 Milfiarden Schilling geschntirt.
Weil dÌe Maastricht-l(riterien nur mit al,kn mögli-
chen Tricks erreicht werden, ist der Sparkurs nicht
zu Ênde. Im âegenteil: Ûie Einmal-Effekte für das
Eadget sind ausgereizt, in den nêichs,ten Jahren muß
nach h,ärter gespart werden.

Ber Arþeitsmarrkt
lØine Verbæserung durch den 8 U ft0. Å: rbeißplá,tre
werden weiter ausgelagett, Tausende werden im
6e,ld' und lú.editsektar sder in der V.ereicherungs.
wÍrtscha,ft ihren Arbeißplatz verl,ieren

Der Ufirtsolraftsstandort
Öste,rrsich

Durch sfeigende Zinsen, den weichen IURQ den
Wegfa,ll der e r falgrei c h en H artw,ä lt r u n gsp o I i ti k
sawie die Gefahr von Strellcs veiliert õsterreich an
Åttraktivität fiir ausländisshe Investoren. ßeson-
ders benachteiligt wird vor allem die klein- und
mittelstàndische Industrie.
Ðer lhpitala,bflaß durch den weichen EUR? wird
dÌese Ëntwicklung beschleunigen und die Situation
auf dem Arbeißmarkt weiter verscÍt¿irfen.

Ilie Weiehwährungsländer
1sterreich" exportiert" seine harte Währung, sei-

ne niedrigen Zinsen und seine niedrige Inflation
in die Weichwährungslànder Spanien, Italien oder
Portugal. Diese Lánder werden durch die ohnehin

niedrigen Lohnkosten für Investitionen attraktiu,
während (isterreich im Gegenzug etne weiche

Währung höhere Ztnsen und eine höhere Inflati-
on " importiert".

llie internat¡onalen Konzerne
Vor a/lem die exportorientierten multinationalen

l(onzerne werden weiter profitieren. Mit der Ein-
führung des EUR0 zum L. Jänner 1999 werden

Ìmmer weniger Arbeitnehmer in Europa für im-
mer höhere GewÌnne der Multis sorgen.

Ilie Mafia
lfummt der EUR0, wird die Fahndung nach

" schmutzigem Geld" trotz Lauschangriff Raster-

fahndung und Schengen praktisch unmõglich.

Seite l2 Seite 13



F'p(}
llie Freihditlichen

b

Kein EUROohne
Vollcobstímmung

ffi&rxtrægum#$wæehæ:

X4- $NÕv. * 1. þex.

Versprochen
Vor der Voll<sabstimmung über den Beitritt Österreichs
zur Europäischen Union wurde den Österreichern verspro-
chen, daß die Entscheidung über die Abschaffung des

Schillings in Österreich getroffen wird.

Gebrochen
Drei Jahre später behauptet dieselbe Bundesregierung,
daß die Abschaffung des Schillings bereits im Tuge der
E U-Vollcsabstimmung erfolgt ist.

Die Gegenüberstellung
der Argumente

Versprechen
Seit dem EU-Beitritt mit 1. Jänner 1995 verspricht die
Bundesregierung der Bevöll<erung, daß durch den E U R0

alles besser und nichts schlechter wird.

Wieder gebrochen?

Diesen Versprechen der Bundesregierung werden im fol-
genden die Aussagen international renommierter Fach-

leute und Spitzenpolitil<er gegenübergestellt. Diese Aus-
sagen werden Ihnen von der Bundesregierung vorent-
halten.

Entscheiden Sie selbst, wer für
Sie glaubwürdiger ist.

Für uns Freiheitliche zählen in der hochsen-
siblen Frage der Währung..und der Siche-
rung des Wohlstandes in Osterreich inter-
nationale Fachleute und nicht österreichi-
sche Politiker, die seit 1994 ihre Verspre-
chen der Bevölkerung gegenüber gebrochen
haben.

Seite 15
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Verkehrsminister Viktor t(lima (SP(i):

"lch bin stolz auf den harten Schilling", sagte

l(lima und stellte auch gleich l<lar, daß österreich
frühestens dann bereit ist auf den Schilling zu ver-

zichten, wenn der ECU gleich hart wie der Schil-
lins ist.

s o z t a t is t is c h e o,, ** I fí{i ! I:i l:,' rt{r?,

Nationalbankpräsidentin Maria Schaumayer:

"Auch nach einem EU-Beitritt Österreichs mit
1. Jänner 1995 bleibt der Schilling erhalten, eine

Entscheidung über seine Abschaffung würde auf
jeden Fall in Österreich gefällt."

(Austria Presse Agentur, 7. April 1994)

Finanzstaaßsekretär Johannes Ditz (öVÐ:

"lch kann Ihnen garantieren - Österreich hat ja

ein Mitstimmrecht, wenn wir in die EU gehen,

das heißt wir l<önnten mit einem Veto diesen Be-

schluß auch blocl<ieren - daß Österreich und die

österreichische Bundesregierung einem solchen

Beschluß nur zustimmen werden, wenn die Stabi-
lität des Schillings gesichert ist.

Alle Aussagen/ es l<omme automatisch zur In-
stallierung der Währungsunion, sind falsch und

unrichtig und führen zu einer Verunsicherung, die

nicht gerechtfertigt ist."
(Vor dem österreichlschen Bundesrat, 7. Mai 1994)

Bundeskanzler Franz Vranitzl<y (S P(Ð:

"Die Währungsunion wird erstens nicht so schnell

l<ommen, und zweitens wird es sie erst dann ge-

ben, wenn ausreichend starl<e Währungen vorhan-

den sind. Sonst hätte das ja l<einen Sinn."
(Telefonstunde des KURIER, 5. März j994)

Seite 16

Bundeskanzler Viktor l(lima (SP(Ð:

"Über den EU RO ist bereits 1994 im Zuge der
EU-Voll<sabstimmung über den Maastricht-Ver-
trag und über die Teilnahme einer gemeinsamen

europäischen Währung abgestimmt worden."
(Europa-Telefon der Bundesregierung, 22. August 1997)

Nationalbankpräsidentin a. D. Maria Schaumayer:

"Die Europäische Währungsunion (EWU) hat
absoluten Vorrang, und über diese hätten die Öster-

reicher ohnehin beim Eintritlzur EU abgestimmt."
("1(àrntner Wirtschaft", 1 2.September 1997)

Natíonalbankpräsident l(laus Liebscher:

"Mit dem Beitritt zur Europäischen Union per

Anfang 1995 hat sich österreich zur Teilnahme

an der WW U verpf lichtet. Wenn die E U -

Regierungsl<onferenz österreich als Teilnehmer-
land für die Währungsunion identifiziert, dann

besteht die Verpflichtung, mitzutun."
(Austria Presse Agentu4 21. April 1997)

Vizekanzler Wolfgang Schüssel (fi Vp) :

"1994 ist über den Gesamtvertrag mit der EU

abgestimmt worden, der auch das Ziel und den
'Zeitplan für eine gemeinsame Währung ein-

sch ließt."
("/(/eine Zertung" , 20. August 1997)

E u - S ta a ßsek re tá r Wo I fga n g R u t te ns to r fe r (S P (i) :
" Es besteht l<ein Zweifel, daß der E U R0 kommt."

6ozia/lstische Korrespondenz, 29. August 1997)

Seite 17
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l g94t VersProchen

Díe Bundesregíerung zu

îin¡ttioe Ynd EURo vor

7 i-ì ø tl. Vo I ksa bs t Í m m u n g !

, peÍ EttBO kommt nÍcht so

schnell

o peÍ EUBO kommt nícht auto'

mailsch

, Der EUBO kommt für ösrcr'
- 
îi"n erst dann ín Frage, wenn
'i", gUnO.genaaso hart íst wie

der gchilting

, liþ"r díe Absch-a-trryq des' -l"nittingt wírd ín Osterreích

enßchíeden'
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Faser kämpfen wird!"
(Fernsehsendung "Zur Sache

ösrcrreich
Die Bundesregierung versucht eine rechtliclr mösli-

che vo I l<sabsti mmuns Jili,i.'t ì"tl n zu ve rhi ndern :

Bundeskanzler Viktor t(lima 6P1)l
"Ich hatte ,¡nu voi,ruiirliàuns ra' e,ine Pflan-

z e re i u n d G, ra n rd u rà"üi'i rï'' tu i o' ö s þ r re i c h s' "

(Europa-Telefon cler Bunclesregierung' 
22' August 1997)

Vizekanzler Wolfgang Schüssel PVÐ:

" Das EtJR0 volksblqehren der FPL'.das,auf eine

votksabstimmuns aiíîä'iîuR0 i!::t: ist ein

wahnsinnsstreich, rnrlr' rrt"i't ovp m¡t ieder

GroßbrítannÍen
Die sozialistische Regierung in England hat ausgeschlos-

sen, am 1. Jänner 1999 am EU R0 teilzunehmen.

Tony B la ir, Prem ierm in ister:
" Sollten wir uns für den Bettritt zur Währungs-

union entschetden, werden wir nichts unterneh-
men, bis uns das brittsche Volk tn etnem Referen-

dum zu dtesem Schrttt bevollmächtí7t."
(Kommentar ln: "Foclts", 5. lVdi 1997)

Schweden
Die Parteiführung der regierenden Sozialdemol<raten
entschied sich gegen eine Teilnahme zu Beginn der Wäh-
rungsunion. Ministerpräsident Persson begründete die

Entscheidung damit, daß die Währungsunion derzeit ein

"unsicheres und wacl<liges" Unternehmen sei:

" Es muß gewàhrleistet sein, daß vor einem Bei-
tritt das schwedische Volk an der Entscheidung
beteiligt wtrd. Das kann tn Form einer regulären
Reichstagswah/, aber auch in Form von Neuwah-
len oder einer Vo/ksabstimmung geschehen."

("Frankfurter A/lgemeine Zeitung," 5. Juni 1997)

Dänemark
Die Bevöll<erung hat sich bereits in zwei Voll<sabstim-

mungen gegen die Teilnahme an der WWU ausgespro-

chen, obwohl Dänemark die l(riterien erfüllen wird.

Eine Mitgliedschaft in der Währungsunion ist
erst nach e¡ner neaerlÌchen Volksabstimmung
mög/ich.

S Pez ial", 24. August 1997)

wirßchafßminister Hannes Farnleifier 
(rivp):

"Dds von der FPL vorqeschlagene 
EIJR7-volks

beseh ren ist de r,r ;; ;í7;:,;î si su nt ¡ 
" 

n'n vo t ks-

*^T:#!:!;)n 
n* Bundesresieruns, 

2' septenber 1ee7)

Volksabstimmung íiber
Volksahstímmung über den EURO

England' teh,weden und Elänemark
den EUfiO

Die Haltung der



BeÍ der Eínführung eÍner neuen Wäh'
rung darf es zu keínem Wertverlust
kommen, Díe neue Währung muß daher
genau so hart und stabíl wÍe díe D-Mark
und unser Schillíng seín' Das íst ge'
wä hrleístet, sag t díe Bundesregíerung'

E U-B roschüre des B undeskanzleramts:
*Die E{JR7-Währung wird so hart sein wie der

Schi//ing. "

Bundeskanzler Franz Vranitzky (SP(Ð:

" Den lVenschen soll klar gemacht werden, daß

eine gemeinsame Währung gleich hart sein wird
wie der Schilling."

6ozialtstische Korrespondenz, 22. lVovember I 995)

Finanzminister Viktor l(lima (S P0):

" Der EUR0 soll natürlich so stark wie der Schil-
/ing sein. "

("Dle Presse", 15. Jänner 1997)

Vizekanzler Wolfgang Schüssel (0VP):

" EUR0 so hart wie der Schilling."
( G a s t ko m m e n ta r t n : " S a t z b u * t, !i; fílirrtîr'),

Maria Schaumaye7 Präsidentin der
0esterreichischen Nationalbank a. D.

"Der EUR0 kommt als stabtle Währung."
("Neue Kronen-Zeitung", 7. August 1997)

Bewr d¿r ,ßURO" Il¡ren SPAþ-SCHILLING frìlÌt, leisnn

síe sìcb Internonn-wohnqaølìtAt !!! I N T E R

Tel.:319 62 92

DÍe geplante EÍnführung des EUBO un-
ter den derzeítígen BahmenbedÏngun-
gen ftihrt zu eínem Wertverlust, Die
neue Währung wírd nícht so hart und
stabil wÍe díe D-Mark und unser SchíI-
Iíng sein, Befürchten Experten,

Merrill Lynch, Investmentbank:

"Der geplante EUR0 wírd keine D-lVark unter
neuem Namen. Je mehr Länder mit einer instabi-
len monetären Vergangenheit an der G rúndung der
Währungsunion teilnehmen, desto mehr dürfte
sich das Risiko verstärken, daß der EUR0 schwä-
cher wird als die D-Mark.'

(Studie"Towards a Soft Euro", 19. lVärz 1997)

Wolfgang Schulhoff B undestagsabgeo rdneteç
CDU-Finanzexperte:
"Die Märkte haben augenscheinlich bereits heute

den EUR0 als Schwachwährung abgeschrieben."

("Frankfurter Allgemeine Zeitung", 30. März 1997)

Edmund Stoiber (CSU),

M in isterpräsident von Bayern:
" Besorgnis wegen eines drohenden wetchen
EURO.''

("Frankfurter Allgemeine Zeitung", 25. Juni 1997)

Lor( Ralf Dahrendorf, Ex-E U-lØmmissar:
"In einem zivilisierten Land darf man die Aus-

sage, der EUR? wtrd genauso stark werden wie
die Marþ etnfach nicht durchgehen lassen. Es gibt
keine neue Währung, die so stabil setn kann."

("Die Woche")
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Harter SchíllÍng gegen harten EURO
Die Versprechen ín Osterreích

Wíe hart wírd der EURO wirklích?
Díe Ínternatíonale EÍnsehätzung

ZALKA Ges.m.b.H.
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Bundeskanzler Viktor lfima (SP0l', , .,

"Der wert *s ruio'i¡'d t'uø¡t bletben' Miß-

trauen ist unbegründet'"
Klima am Europa-Telefoi le' Bundes"gierung 

'auf 
dle Fraøe'

" w i rct de r r u B o'*!' ¡ síi ;"";' "' t 1;' f ;! i/lif í;

t(aus L iebscheri N ationa lban k- Pràs iden.t:

"lch habe tr¡n' z*t¡ä)'' d'ß der EuR0 stabtl

seln wird'" 
'"wlrtschdftsbldtt"' 

lB' Juni 1997)

Finanzminister Viktor Klima (S P0):

"Wir werden einen stabilen Schrlltnq nur gegen

einejn stib¡¡len EUR0 tauschen'"

( Wi rtschaftsberl cht lnt 0ste rrelch lschen 
r.' il:'i';;:'

E tl - S taa sse k retä r Wo I fg a n g R u tten s to r fe r ( S P 0) :

,,Der harte schilling muß von elnem harten

EtlR0 abgelöst werden'." 
^, ,,, /te<t,, t. Màrz Jegz)

t Radio- " ll/littagsJourrtd 
I

Gerhard Schrrider (S PD),
M in isterpräsiden t von N iedersachsen:
*Die Stabilitát des EUR0 ist wtchtiger a/s der

Zeitpunkt. Hauptgrund meiner Zwetfel tst die Ein-
haltung des S tabl l ttätsversprechens. "

("l(leine Zeltung", 20. August 1997)

Hans Tietmeye7

Präsident der Deutschen Bundesbank:

"Ich habe die Sorge, der EUR0 wlrd weich und
/abi/. Ich wdrne vor einer instabilen Europäischen
Wirtschafts- und Wáhrungsunton (WWU) mit ei-
nem schwachen EUR0."

("Der Splegel", J6. Juni J997)

Nicht einma/ mehr 50 Prozent der maßgeb/tchen
Euro-Banken setzen auf den EUR0 zu vorgege-

benen Termrnen, und diejenigen, dte es tun, spre-
chen immer offener davon, daß eine Einheitswäh-
rung nur noch als Schwachwährung denkbar sei.

("Frankfurter Al/gemetne Zeitung", 5. Juni 1997)

Horst Siebert, Institut für Weltwirtschaft, l(ie/:

"Wenn nahezu a/le Staaten mitmachen, wird der
EUR0 schwach, die Inflation wird stelgen, und
die Finanzmärkte werden unruhig."

("FocLts", B. Februar 1997)

Wíe hart wird der EU,EO wírkh'ch?
DÍe Ínternatíonale Elnsehätzung

hartengegen
0eterreích''t.

,t,tríe
Harter ãchíIâíng



Durch díe Eínführung eíner gemeinsa'
men europäíschen Währung wird auto-
matísch eín Gegengewícht zum Dollar
auf den Ínternatíonalen Märkten ge'
schaffen, Sagt dÍe Bundesregíerung'

Benita Ferrero-Waldner (?VP),
Staaßsekretärin im A ußenmin isterium:

" Bet der von österreich angestrebten Etnführung
einer gemeinsamen europäischen Währung wird
eín harter"EUR0" neben dem US-Dollar eine
neue ínternationale Leitwährung darstellen. "

(Vortrag vor der Amerilcanlschen Handelskammer
in 2sterreich, 18. Juni 1996)

Wirßchafßminister Hannes Farnleitner (OVP):

" In ungeñhr l0 Jahren werden nur mehr 40 Pro-

zent des Welthandels in Dollary aber beretts 40 Pro-
zent in EUR0 und 20 Prozent tn Yen abgewickelt."

(Europa-Telefon der Bundesregiefung, 2. September 1997)

Maria Schaumaye4 Präsidentin der
0esterreichischen Nationalbank a. D

"Der EUR0 wird neben dem Dollar und dem Yen

eine Weltwährung werden."
(Informatlonsveranstaltung der Wirtschaftskammer l(ärnten,

11. September 1997)
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Nur durch dÍe Eínführung eÍner harten
und sta bílen gemeinsa men europäÍschen
Währung wírd eín GegengewÍcht zum
Dollar geschaffen. Und díe Íst nícht ín
tÍcht, Sagen ínternatíonale Fachleute,

Joachim Fels, Chefökonom des

Investmenthaases Morgan Stanley:

" Der E U R0 wird in der Ernführungsphase schwä-
cher sein als der Durchschnitt der bisherigen Hart-
währungen DM, Schr//ing, Gulden und Franzcisi-

scher Franc. Gegenüber dem US-Dollar wird der
EUR? 20 bis 30 Prozent an Wert einbüßen."

("Salzburger Nachrichten", 30. 0ktober I996)

0tmar ßsing Direktoriumsmitglied der
Deußchen Bundesþank:

" Ein schwacher EUR0 wäre nur etn Mitläufer
im Währungsgefüge. Selbst im günstigsten Fa//
wird der EUR0 Zeit brauchen, bis er sich an den
Märkten durchsetzen wird. "

(1 1. Internationales Zins-Forum,

"Franl<furter Allgemeine Zeitung", 3. Dezember 1996)

Die Londoner Marktanalytiker der
US-Bank Salomon Brothers:
"Das Szenario eines schwachen EUR? hat eín
Übergewicht . Wir favorisieren jene europärschen
l4ärkte, deren Schtcksal am wenigsten mit der
EWU in Verbindung gebracht wiry' also Däne-

marþ Schweden und G roßbritannien. "
("Neue Zürcher Zeitung", 2. Juní J997)
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i Wírd der EURO eíne Wettwährung? Wírd der EUilO eíne Weltwährung i
Das sagt dÍe Bundesregíerung Das sagen ínternatíona1e Experten



Andreas Wörgöttef
Institut für Höhere Studien (IHS):

"Der EIJR0 sollte zur stärksten Währung der
Welt werden."

(" l(ärntner Wirtschaft", l 8.Ju/i 1 99 7)

l{ur noeh

16 lllonate:

HOCHSTE
REilDITE
TROTZ EU
Alles über Sparbücher,

Anleihen, Aklien,
ûold,lmmobilien

Titelseite des Wirtschaftsmagazins "Trend", September
1997: "Wie erzle/e ich Renditen trotz EUR0"

Die Meinungen am internationalen lâpitalmarkt:

"l(ommt etn weicher EU RQ dann flüchtet das lG-
pital aus der EU." In den Marktberichten Zürcher
Banken herßt es, daß * jetzt zum ersten lVal fest-

zustellen ist, daß der Geldzufluß aus dem Ausland
in die Schweiz offensichtlich zu versiegen droht".
Das Fluchtgeld würde gleich weiter, bis nach Ame-
rika laufen, in den Do//ar.

("Frankfurter Al/gemeine Zeltung", 5. Juni 1997)

Wírd der EUffiO eÍne Weltwährung ? Wírd der EURO eine Weltwährung
Das sagt dÍe Bundesregíerung Das sagen ínternatÍonale Experten

Díe Bundesregíerung und Íhre
österreÍchÍschen Experten gehen
davon aus, daß díe gemeinsame
europäÍsche Währung automa-
tÍsch zur Weltwährung wird,

Unabh,ä,ngíge intørna,tÍanale 6:x-
p€rbn' e:ratnrtên das Gqten:tø.fl;
Illt'd,d,erã:U,nût wÍe effi &æí&-
nêt, weÍ.eher als &ohÍIling &pd, :&.
ll#ark, rechne,n síe mít eí.ner wei,
blçn Aihwertung des EUBO t t.d
e:í,ner Í&,pítalflacht aug,Europa.
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Eín weíteres Argument der österreíchh
schen EUfiO-Befürworter sínd díe posí-
tíven Auswírkungen auf den Arbeíts-
markt, Und das, obwohl díe Belastungs-
pakete, díe für das Erreíchen der Maas-
trÍcht-KrÍteríen erforderlich waren, z.r
RekordarbeÍtslosÍgkeít geführt haben,

Finanzminister Rudolf Edlinger (S P(Ð:

"Die Europäische Währungsunion und der EUR0
sind enorm wichtíg für dte heimische Wirtschaft
und die Sicherung von Arbeitsplätzen. Unsere Bot-
schaft an die Bevölkerung muß ganz klar sein: Ein
starker EUR0 tst ein Rtesenvorteil für uns alle.
Das sichert und schafft viele heimische Arbeitsp/ät-
ze. t'

(Sozia/tstische l(orrespondenz, 24. September 199ó)

Bundeskanzler Viktor l(lima (Spö):
werden damit den Wirtschaftsstandort

1sterreich im internationalen Wettbewerb abst-
chern und damit einen großen, den grcißten Bet-
trag zur Sicherung der Arbeitsplätze schaffen."

(Regierungserklärung im Nationalrat, 29. Jänner 1997)

Vizekanzler Wolfgang Schüssel (0VP):
So hat die Vorbereitung für den EUR2, "der

lebenswichtig ist für die Arbeitsplätze und die
We ttbewe rbsfä h i g ke i t de r W i rts c h a ft, a bs o / u te n
Vorrang ".

("Neue /Qonen-Zeitung", f3. August 1997)

Vizekanzler Wolfgang Sch üssel (ti VÐ:
" Eine wettere Grundvoraussetzung für sichere

Arbeitsplätze ist die europäische Einheitswährung
EURO,''

(Austria Presse Agentu4 20. August 1997)
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Díe realÍstÍsche Eínschätzung der Aus-
wÍrkungen des EURO auf den ArbeÍts-
markt zeÍchnet eín anderes Bíld,

"National Institute of Economic and
Social Research" in London,
Stadie für das Europäßche Parlament:
"Der EUR0 wird dre Arbeitslosigkeit in Europa

von derzeit l8 Mtllionen auf nahezu 20 Millionen
ansteigen lassen. Das soziale Gefüge droht vöilrg
außer lfuntrolle zu geraten."

(,DIE ZEIT", 20. ?ktober 1995)

Gerhard Schröder (S PD),
M in ßterprásident von N iedersachsen:
u Diejenigen, die meinen, kurz oder mittelfristig

würde der EUR0 mehr Arbeitsplätze bringen, ir-
ren gründlich - es wird gendu umgekehrt sein."

^ 
*,,,'í 3 l; f,:' ii:, i; f i :', ::i'i; í ;,

Horst Siebert, Präsident des
l(ieler Instituts für Weltwirßchaft:
*Als Folge des EUR0 wtrd die Arbeitslosigkeit

in Europa weiter zunehmen."
("Focus", B. Februar 1997)

0tmar Issing, Chefvolkswirt der
Ðeußchen Bundesbank:

" Eín Rückgang der Arbeitslosrgkeit durch die
WWU ist llluston."

(Austria Presse Agentu4 15. Apri/ 1997)
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EURO und Arbeítsplätze
Die EUphoríker

EURO und ArbeÍtsplätze
DÍe RealÍsten



,]

Maria Schaumayer, Präsidentin der
0esterreichischen Nationalbank a. D.:

" Wenn die ,Anpassungskrise' auf dem Arbeits-
markt nach der Ernführung des EUR0 überwun-
den ist, werden durch die Standortsicherung wei-

tere A rbe itsp lätze geschaffen werden. "
(I nfo rma tl o nsve ra ns ta ltu n g de r W i rtscha fts kam me r Kä rn ten,

11. September 1997)

Starker'
Schilling -

starke
W.irtschaft

Nr¡r rìrr nirt*'hnftlìr'1, sarks i)ster"

roir:lr sirrl sidr irr l'lur,rP¡, t¡rt.¡r.t¡¡

slr'lrrigsterr I lrrll l'¡rrrrrr'r. lrsiilrr, rr.

l)esl¡rll¡ rlrrl rlit St¡¡rlsrr*rlrrklrrrrg

riirùl crl¡1(rli(11'n - cltt ¡lr¡¡rrl¡ .-h¡rr¡s'

gcrrrrrùtr:' lìrllgct¡,rohlnut. I:rrr i).w

rrir:h in liurr4n

Vizekanzler Wolfgang
Schüssel (0VP):

" Ich bin selbst tief da-
von überzeugt, daß der
EUR0 eine Stärkung der
Arbeitsplätze bringen
wírd. "

( E u ropa-Te lefon de r B undes re-
gierung, 26. August J997)

Wissenschafßminister Caspar Einem (SP0):

"Der EUR0 schafft keine zusätzltchen Arbetts-
p/ätze. "

(Podiumsdiskussion zur Eröffnung des Symposrums

"Das politische Projekt Europd", 24. September 1997)

Prof, Emilio Gabagliq Generalsekretär
des Europáischen Gewerkschafßbundes:

" Das Risiko ist groß, daß der Wettbewerb auf
dem sozialen Feld ausgetragen wird. Und wer zahlt
den Preis für ein solches Verhalten ? Die Arbeit-
nehmer."

A K Präsident Herbert Tumpel:

"... der EUR0 allein schafft noch keine Beschäf-
tigung, im Gegenteil."

("Salzburger Nachrichten", 28. Aldi 1997)

E t / - S taa ßsek retä r Wo I fga n g R u ttensto r fe r (S P0 :

"Wirtschaftsblatt": Werden unmittelbar durch
die EU R0-Einführung Arbeitsplätze geschaffen

werden können?
Ruttensto rfe r: " IV e in."

(" Wirtschaftsb/att", 28. Mai I 997)

zu -iriirke¡r. tlìc

-\rlreit*¡rliitzc ¿r .i, lr' r¡ rr¡r,l rl, ¡¡

\\'irtsclu¡lìsst¡¡¡lor¡ (ist,*r'i<lt r¡ t rtk¡ir

zrr rtln¡Ìtur. ist r:in ir¡r¡rl Schiliing_

ñi'jlrrig.

Wahlbroschtire der 7Vg IOOS

EURO und Arbeítsplätze
Díe EUphoríker

EURO und Arbeítsplätze
Díe Eealísten

Nur durch den EURO werden díe
Arbeítsptätze Ín ösþrreích gesi-
chert und neue Arbeitsplätze ge-
schaffen, versprechen dÍe Bundes-
regierung und deren Experten, Der
EUBO Íst ein ArbeÍtsprogramm,

Ilie Wahrscheínlíchkeit, daß durch
den EURO Arbeítsplätze verÍonen
gehon Íst weít grrißert als daß neue
Arbeítsplä'tze geschaffen werden,
Der EUûO íet keÍn Arbeítspro-
gfamm, aagen díø Realísten.
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Durch den EURO kommt es zu eÍnem
Exportschub für díe österreíchísche
Wírtschaft, Das schafft Arbeítsplätze
und síchert den WÍrtschaftsstandort
ösbrreích, Sagt díe Bundesregíerung'

Bundeskanzler Viktor l(lima (S P(Ð:

"Die beste Exportunterstützung für die Wtrt-
schaft ist der EUR0."

(,,Dle Presse", 14. Februar 1997)

Bundeskanzler Viktor l(lima (S P0):

"Die beste Untersttitzung für unsere Exporteu-
re und damit auch für Arbeitsplätze ist eine star-
ke gemeinsame Währung."

Om Rahmen der FP?-sondersltzung zum Thema,,Beschäftigung
und Arbeltsloslgkeit" im Nationalrat, lB. Februar 1997)

E lJ - S ta a ßs e k re tä r Wo I fg a n g R u ttens to r fe r (S P (D :

" Eine gemernsame europäische Währung bringt
mehr Sicherheit und Stabi/ttät gerade für den
Export. Dadurch entstünden Vorteile für die In-
dustrie, was sich wiederum auf die Beschäfti-
gungspolitik positiv auswirken würde. "

{öt, "Im Journal zu Gdst", 1. März 1997)
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Eín weÍcher EUEO führt zu eíner Ver-
teuerung der Importe wÏe Energíe, Boh-
stoffe, Halbfertígprodukte aus dem
Dollarraum, österreÍch, vor allem díe
kleín- und míttelständísche Wírtschaft,
Iebt von Wirtschaftsbezíehungen inner-
hatb österreíchs und Europas,
lm Handel mÍt Ländern außerhalb der
EII Ímportíert österreích weÍt mehr als
es dorthín exportíert.
DÍe posítÍven Effekte für den Export aus
der EU durch einen weíchen EURO wÍe-
gen daher díe negatíven Folgen durch
díe Importverteuerungen vor allem ím
Bohstoffbereích nÍcht auf, Von den
Exporterleích terungen werden ín ers ter
LÍníe ínternatíonale l(onzerne profítÍe-
ren, DÍe kleín- und mÍttelständísche
Wírtschaft wÍrd eíner der großen Ver-
líerer des EUBO,

Für Unternehmen, díe sich auf den Heimmarkt
beschränken, fällt der größte EUR)-Vorteil Øer
Fíxkur) weg. Werden auch die übrrgen Vortetle
(etwa besse re B a n k- u n d Ve rs i c h e r u n gs ko n d i t r o n e n)
nicht genutzt, krinnen die Umste/lungskosten kaum
hereingebracht werden. Nur 15 Prozent der öster-

reichischen Unternehmen exportreren - und profi-
tieren damtt direkt von der Wechselkursstabi/ität.

("Wirtschaftsblatt", 28. Mai 1997)
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EURO und Exporte
Díe Aussagen Ín Osterreích

EURO und Ex.porte
DÍe EealÍtät in OsterreÍch



"l(U RZ& l(LA R", Informationsbroschüre der
Industriellenvereinigung Wien, Juni 1997

l(laus Hierzenberger,
Chef des l(redißchutzverbandes von lB70:

E U R0 bringt Pleitewelle.
Für 1997 erwartet der lQedttschutzverband von

1870 (/6V) etnen deutltchen Rückgang der
Insolvenzverbíndlíchkeiten. Die geplante Einfüh-
rung des E U R0 könnte aber wieder eine neue Wel-
le der Strukturbereinigung bei den Betneben brtn-
gen, ist der /(SV überzeugt. Auch hinsichtlich
EUR0 bleiben vorallem /(/ein-, Kletnst- und Mit-
telbetriebe von der Insolvenzgefahr bedroht.

("/(urier", 1ó. August 1997)

Seít dem EU-BeítrÍtt stíeg das Defízít zwÍ-
schen unseren Exporten und Importen von
88 auf lOl Míllíarden Schillíng, l3 MiIIíar-
den Schíllíng gehen alleín auf díe Ver-
schlechterung des Außenhandelsdefízíts
mít den EU-Staaten zurück.
Da nur 15 Prozent der österreíchíschen
Wírtschaft vom Export lebt, müßten þeÍ eí-
nem weíchen EURO 85 Prozent der öster-
reíchíschen Wírtschaft Verteuerungen beí
Importen ín Kauf nehmen.

Eurc richert Jobs

EURO und Exp.orte
Die Aussagen ín OsterreÍch

EURO und Exporte
Die Realítät ín Osterreích

. Steígerung der Exporte

. Schaffung von ArbeÍtsplätzen

. Sícherung des Wirtschafts-
standorts österreich,
Sagt díe BundesregÍer.tng,

ÐÍe Folge d,es EU:frOt

: Anstíeg der Kon*arse der KÍeím-
u,nd NIÍttelbetríebe

: Verníchtang von Arbeíteplätzen
c Gøfährdung des WÍrtschafts-
standorts Cis terreích,

Sagen díe Realísten,
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Durch díe Einführung des EUBO
kommt es automatisch z.trl



Díe Eínführung eÍner neuen Währung íst
eíne hochsensíble Frage, DÍe Betroffe-
nen müssen möglÍche negatíve Folgen
über Jahre hÍnweg tragen, Deshalb muß
gesíchert seín, daß Sparguthaben, Löh-
ne und Pensíonen durch dÍe Einführung
des EURO nícht an Wert verlíeren' Das
íst gesichert, sagt dÍe Bundesregíerung'

Bundeskanzler Franz Vranitzky (S P0):

" Ich verspreche lhnen, dte Sparguthaben blei-
ben sicher. "

(Telefonstunde mit l(URIER-Lesern, 5. März 1994,)

E U - S ta a ßse k ret¿i r Wo I fga n g R u t tens to r fe r (S P 0) :

" Dre gewohnte Geldwertstabilität des Schtlling
findet im EUR0 seine Fortsetzung, dieser sichert
den Wert der Sparguthaben, Pensionen und Ein-
kommen."

6ozla/istische lfurrespondenz, 8. A/laí 1997)

Harter Schilling - clamit clie

Sparer nicht um die Zinsen des

mühsam Ersparten bangen mùssen.

Wahlbroschüre der öVq lees
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Eín weícher EUBO führt zu realen Ver-
Iusten beí Sparguthaben, Löhnen und
Pensíonen, Díe Vorkehrungen, díe díe-
se Entwertung verhíndern sollen, sÍnd
nÍcht ausreíchend, Sparguthaben, Löh-
ne und Pensíonen sínd nïcht gesíchert,
Befürchten Experten.

Wilhelm Hankel, einer der engsten Berater
des deußchen Finanzministers lârl Schille4
Ex-Chef der Hessischen Landesbank und
seit 1971 an der Universität Frankfurt,
Lehrstuhl für Wáhrung* und Entwick/ungspolitik:

" Der EUR0 kommt als Weichwáhrung zur Welt.

Für die Sparer hätte das verheerende Auswirkun-
gen. Die Abwertung der Hartwährungen ist in vo/-

lem Gange und wird sich weiter fortsetzen. Der
EUR0 ist Dynamrt."

Bert Rürup, deutscher Finanzwissenschafter,
Pensionsexperte der B undesregierung:

"Der EUR0 läßt Reallöhne sinken. In den Hoch-
lohnländern Deutschland und 7sterreich werden

bei unveränderter Arbeitsmarktlage dte Reallöh-
ne stagnieren oder möglicherweise sogdr sinken.
Die lØnsequenzen der EUR0-Einführung dürf-

ten auch für die Pensionisten"betrüblich" sein.
Reale lVegativrunden bei Pensionen sind ntcht aus-
gesch /ossen. "

("Der Standard", 6. September 1997)
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Löhne, Pensionen & Sparguthaben
Die Aussagen ín Osterreích

Löhne, PensÍonen & Sparguthaben
Díe ínternatíonale Eínsehätzung



E U - S taa ßs e k re tá r Wo I fga n g R u t te n s to r fe r (S P 0) :

" Wenn wir weiter eíne stabile Währung wo//en,

müssen wtr also tn den EUR0 - um Ersparnisse,
Löhne und Gehälter zu sichern."

("Wirtschaftsblatt", 28. Mai 1997)

E U - S ta a ßs e k re tä r Wo I fg a n g R u ttens to r fe r (S P 0) :

"lVit dem EUR0 werde dagegen der Wert der
Sparguthaben, der Pensionen und Etnkommen ge-

sichert."
(Sozialtstische Korrespondenz, 1ó. Mai 1997)

profil: ... In Dollar gemessen, werden dann die
Sparguthaben der 0sterretcher weníger wert setn.

Al(Präsident Herbert Tumpel:

" Der österreichische Sparer spart ja nicht, um
sein Guthaben dann in Dollar umzuwechseln."

("profil", 28. Aprll J997)

Gerhard Schröder (S PD),
M in isterpräs ident von N iedersachsen:

,,Natürlich wäre ein schwacher EUR0 für den
Export hrlfreich, aber wtr müssen eben auch dar-
über nachdenken, was für Auswrrkungen etn schwa-

cher EUR0 auf Millionen von l(leinsparern hat.
Das sind Leute, die ihr Vermögen nicht in anderen

Währungen anlegen oder umschichten können."

Edmund Stoiber (CSU),

M in isterpräsident von Bayern:

" Ich bin Repräsentant etner Partei auch der klei-
nen Leute. 60 Prozent unserer Bürger haben nichts
vom Börsenindex DAX, haben nichts vom Dow
Jones, haben keinen Grund und Boden. Die leben

allein von ihrem Arbeitseinkommen, von ihrer
Rente und haben vielleicht ein bißchen auf der
hohen lGnte. Für die kleinen Leute tst Inflation
eine lØtastrophe. Für dte kleinen Leute ist dte
Stabi/ität die sozialste aller Sozialtaten. Eín Pro-
zentpunkt Inflatton kostet die Menschen 50 Mi/-
/ iarden Mark jährlich."

("FocLls", B. September 1997)

Löhne, Pensíonen &
Díe Aussagen Ín

Sparguthaben
Osterreích

Löhne, Pensíonen & Sparguthaben
DÍe Ínternatíonale Eínschätzung

Der EUBO führt z.t r
. keíner Abwertung der Sparguthaben
. keínen EÍnkommensverlusten beí Löh-

nen und PensÍonen

Der weíehe EUfiO führl zu"
t A,,bwertung der tparguthaben
¡ Eínkommensverlusten heí Löhnen

und Pensíonen

Verspricht díe Bundesregíerung, Prognostizíeren Experten.
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Díe Kampagne TeíI I
E Il - S t a a ßse k ret ä r Wo I fg a n g R u t ten s to r fe r (S P (Ð :

" Ich sichere zu, daß dte Informationsoffensive über

den E U R0 sehr objektiv und sachltch gehalten wird.

Es darf keine Propagandakampagne geben."

(Austria Presse Agentur, 5. März L997 )

E U ka u ft s i ch wi de rsp r u chs I ose " E U R 0 " - We rber:

Die EU-Kommission plant mit ihrer europaweiten
l(ampagne für die Einheitswährung EUR0 offen-
sichtlich weníger objektive Information als viel-
mehr Propaganda.

Die für die lGmpagne dngeworbenen Wissen-

schaftler mußten sich schriftltch dazu verpflich-
ten, daß ste thre Vorträge ausdrücklich unter ih-
rem eigenen lVamen halten, dabei aber keine An-
sichten vertreten, die im Wtderspruch zur lWet-

nung der lØmmission stehen.

Auf der Liste der österreichischen Wíssen-
schafter, dte tm Auftrag der EU-lfummission dte

Werbetrommel für den EUR0 rühren sollen, fin-
det sich auch Gustav Raab, EUR)-Informations-
bea uftra gte r de r B u ndes reg r e run g.

("Salzburger lVachrrchten", 15. Aprrl I997)

Gustav Raab tritt zurucl<, die l(ampagne wird
vorerst gestoppt, öG g und Arbeiterl<ammer stei-
gen aus der E U R0-l(ampagne der Bundesregie-
rung aus.
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Dïe Kampagne Teíl 2
)bjektive Information ist ntcht mehr gefragt.

Einseitig soll der Bürger über alle Schrenen, die
zur Verfügung stehen, fürden "EUR0 ohne wenn
und aber" begerstert werden.

Den Steuerzahler kostet diese
'f nfo-Kampagne" l OO Mio. Schilling!

Alle relevanten 0rganisationen, auf dte die Regie-
rung Einfluß hat, werden für die " Information"
eingespannt.

Aus den Unterlagen der mÍt der Durch-
führung der l(ampagne betrauten Wer-
beagentur ttpublícoot

D ie Beeinflussung der Chefredakteu re

Vierteljährliches "Brainstorming" mit l(lima und
Schüssel

Die regelmáßige Beeinflussung der Redakteure

Monatliches " E U R0-jour-fixes" für Redakteure, die
über den EU R0 berichten mit Staatssel<retär Ruttens-

to rfe r

Die Medienseminare

In ganztägigen Schulungen werden die Journalisten auf
Regierungslinie gebracht. "Wer mehr weiß, schreibt
besse r 

tt,

60 Lokalzeitungen werden eingebunden

In den auflagenstarl<en Gratis-Wochenzeitungen soll die

" E U R0-lnformation" in der redal<tionellen Bericht-
erstattung "verstecl<t" werden.
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Eo ínformiert Síe die
Bundesregíerung über den EURO

So ínformÍert Sie die
BundesregÍerung über den EUBO



Die völlige Einbindung des 0RF:

Derzeit ist die Regierung nur mit der Berichterstat-
tung in der ZiB und durch die Wirtschaftsredal<tion
zufrieden. In den anderen Sendungen wird,,noch viel

zuwenig EU RO-lnformation gemacht."

D ie " In fo rm ations-S ch iene " ist da her am fassen d:

Fernsehen:

' Willl<ommen Österreich
. Seniorenclub
. Help-TV
. Schiejol< täglich

Im Radio:
. Autofahrer unterwegs
. "Club-Radios" der Landesstudios
. Alle Sendungen, bei denen der Hörer anrufen kann

Der EUR0-Bus:

In allen Ländern und Gemeinden wird in Großveran-
staltungen mit einem EUR0-Bus für den EUR0 ge-

worben. l(osten: 8 Mio. öS.

Weihnachten mit dem EUR2:

Für Weihnachten 1998 plant die Bundesregierung
einen "Weihnachtsgruß" an alle Österreicher. M it
einem l0 Cent-Stücl< und unter dem Motto "Wir sind
wer in Europa". l(osten 10 Mio. öS.

Der EUR1 als Matura-Thema:

Das Unterrichtsministerium soll den EU R0 zum
M aturaschwerpun l<t machen.

Die Rolle des 0GB, obwohl er im April aas der
" E U R0-Information " ausgestiegen ist:

Mit Argumentationsl<arten zu den Themen Löhne,
l(aufl<raft, Spareinlagen und wahrscheinlich auch
Arbeitsplätze soll der ÖCA ¡n den Betrieben Werbung
machen.
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Auch die Lottoziehung wird einbezogen:

20 Sel<unden E U R0-Meldung in der Lottoziehung, die

Gewinne werden in EUR0 angegeben.

Die zugedachte Rolle der Sozialpartner:

. Al(: "l(onsumentenserie" in der "l(ronen Zeitung"

. Industriel lenvereini gung: Industrieserie im " l(u rier"

. Sparl<assenverband: Sparertips in "Willl<ommen
Österreich"

D ie l(osten dieser " S ozia I partneri nfo rmation"
sollen die jeweiligen Institutionen tragen und

l<ommen zu den 100 Millionen dazu.

So informíert tíe díe
Bundesregíerung íiber den EUfiO

So ínformíert 9,ie díe
Bundesregíerung über den EUfiO

Díe Títel der neaen EURO-In-
forma tíonsbroseh üren la ssen
bereÍts erahnen, wohín dïe
PB-Reise díesmal geht:

"Neues Geld, gleícher Wert"
heíßt eíne; "SÍcher wie der
Schillíng" eíne andere, díe be-
sonders für PensíonÍsten ge-
dacht ist.
ln trauter EínigkeÍt stímmen
Banken Manager und Polítiker
eín Loblíed auf dÍe Währungs-
uníon an,

D ie B e-W rihrungsp robe,

"Der Falter", 19. September 1997
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Umstellungskosten
in EUROPA

. Technische l(osten für die Umstellung:
135 Mi//iarden Schilling

. Umstellungsl<osten für den Einzelhandel:
365 lWtl/iarden Schil/ing

. U mstellungsl<osten der Finanzdienstleistungs-
branche:

290 lWilliarden Schilling
(Zum Vergleich: Die 20 größten Banken Europas haben 1995
einen Gesamtgewinn von 196 Milliarden Schilling erzielt.)

Beratungsunternehmen Cap Gemlni Consulting
("Kurier", L Februar 1997)

. Umstellungsl(osten der Banl<enwirtschaft:
110 bis 137 lWtl/iarden Schil/rng

E u ropä ische B an ken ve re i n i gun g, A nh õ run g des E u ropapa rlamen ts

zum Thema "EUR0 und Verbraucher"
(Austría Presse Agentur, 15. April 1997)

. U mstel I u ngsl(osten der Versi cher ungswi rtschaft:
107 Mi//tarden Schi/ling

Beratungsunternehmens Cap Gemini Consu/ting
(Austria Presse Agentu4 17. Juli 1997)

. Zwischensumme aus technischen l(osten, l(osten

für den Einzelhandel und I(osten der Finanzwirt-
schaft:

790 Miiliarden Schiilinq
Zum Vergleich: Das Budgetdefizit für 1998 ist in

1sterreich mit 67,3 lWilliarden Schilltng veranschlagt.)
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Umstellungskosten
in OSTERREICH

Walter Brandner, Direktor des
(is te r re i c h is c hen G en ossens c h a fß ve rb u n ds (i e U) :

" Zwischen 500 und 600 lWillionen Schillrng wird
die Einftihrung der EU-Wáhrung EUR0 den öster-
reichischen Vo/ksbankensektor kosten."

(Austria Presse Agentu4 J7. Márz 1997)

...die Banken, denen die neue Währung EU-weit
Umstellungskosten und Ertragsausfälle tn Höhe von

Hunderten Milliarden Schtlling beschert. Alleín in
}sterreich werden die einmaligen lJmstellungs-
kosten auf rund I Mrd. Schilling beziffert.

("Salzburger Nachrichten", 16. Mai 1997)

Die lØsten für eine umfassende doppelte Preis-
auszeichnung werden von der europäischen
Handelsvereinigung " Eurocommerce" allein für
7sterreich auf t,2 lWrd. Schilling geschätzt.

Ç,Salzburger Nachrtchten",16. Mai 1997)

Die Interunfall Versicherung rechnet, daß díe Um-
stellung auf den EUR0 35 bis 40 lWi//ionen Schi/-
/ i n s o de r z i rka t o t r, *: 

: ::,::::i"::; 
r:: -:::,
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Was kostet díe Eínführung des EURO?

Díe Eínführung eíner neuen Währung
verursacht l(osten ín MíIlíardenhöhe.
Alle Kassen, Automaten, Bankomaten,
Verrech n u n gsprog ra m m e, B uc h ha l -
tungsprogramme und dÏe gesamten

Was kostet díe Eínführung des EURO?

Computerprogramme müssen umge-
stellt werden. Außerdem míissen díe
alten Münzen und Banknoten aus dem
Verkehr gezogen und durch neue er-
setzt werden.



Der Handel rechnet mit Umstellungskosten zwi-

schen 0,5 bis 2 % vom Umsatz. Der Lebensmittel-
handel beziffert die lØsten mit rund 80 Mio. ö5.

("Der Standard", 5. Jull 1997)

Beratungsunternehmen Cap Gemini Consulting:

" EIJ R0-[Jmstellung wird 1sterreichs Versiche-

rungswirtschaft 2,5 Mrd. Schriling kosten."
(Austria Presse Agentur 17. Ju/l 1997)

Steuerberater l(arl B ruckner,
BD0 Auxilia-Treuhand:
"Die l(osten für die EUR0-Etnführung werden

gesamtwirtschaftlich auf 15 Mrd. Schilling ge-

schätzt. Das Proiekt EUR? wird alleine dte VA

Stah/ 50 Mio. Schilling kosten."
("Wirtschaftsblatt", 24. J uli I 997)

Eduard Bugelnig,
Ernst & Young Unternehmensberatung:

" Ldut Studte unterschätzen die Versicherer so-

wohl lØsten als auch Dauer der Umstellung auf
den EuR0, der den Schiiling im Jahr 2002 end-
gültig ablcisen wird, um das Zwei- bis Dreifache.
Bei einem mittleren Unternehmen mit 1.000 bis
3.000 Mítarbeitern müsse mit eínem Umstellungs-
aufwand von 100 bis 150 Mtllionen Schtlling ge-

rechnet werden. Große Versicherungen müßten
sogdr lØsten in Höhe von 200 bis 250 Millionen
S ch i il ing ka / ku / ieren."

(Austrla Presse Agentu7 27. ll/lai 1997)

C la u dia Fe ig I - S tu rm lec h ner,

Marketingleiterin Adeg:
Die lØsten der Umstellung bezeichnete Feigl-

Sturmlechner als "enorm". Alletn an den Adeg-
Verkaufsstellen werden sie sich auf rund 25 lWil-

/tonen Schi/ling belaufen.
(Austrla Presse Agentut 22. September 1997)
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E U R0- Umstellung wird EA-Generali-G ruppe
200 lWillionen Schtlltng kosten.

(Austria Presse Agentu4 22. August J997)

Hadmar Repa, Syndikus der Sektion Handel in
der Wirtschafßkammer ()sterreich:

" Die Umstellung vom Schtlling auf den EUR0 wtrd
den österreichischen Einzelhandel zwischen 5,6 bis
8,1 lVlrd. S kosten. Dte genannten Kosten entspre-

chen J,2 bis 1,8 Prozent des Jahresumsatzes."

(Erhebung des Europäischen Hande/sverbandes " Eurocommerce"
Austrla Presse Agentur, 7. )ktober 1997)

René Alfons Haiden, Vizepràsident der
B u n deswi rtscha fts ka m mer 1ster re i ch :

" 1sterreichs E u R0- lJmstellungskosten werden
bis zu 20 lVrd. S betragen."

(Austria Presse Agentu4 16. 0ktober 1997)

Kosten für das Budgett
Hans-Werner Sinn und Holger Feist,

de u ts c h e W i rts ch a fß wissens c h a fte r :

Rund 37,3 Milliarden Schilling, vzr allem
durch die Abtretung der Gewinne der 2ENB
an die Europäßche Zentralbanlç wenn alle ll.
Staaten an der Währungsunion teilnehmen.

( Aus der Studie "Eurowinners and Euro/oosers",

"Frankfurter Al/gemelne Zeitung", 5. Juni 1997)

Díe EÍnführung des EUBO verur-
sacht in österreích Kosten ín
MíllÍardenhöhe. AIle Bereíche vom
Bundesbudget bís hín zum Kleínst'
betríeb sind davon betroffen.
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Was kostet dÍe Einführung des ELIBO? Was kostet dÏe Eínführung des EURO?



A ussendung der A rbeiterkammer:

"Der Beítrítt 7sterreichs zur EIJ hat gezergt,

daß die wírtschaftltchen Vortetle des Beítrttts
nicht im ausreichendem Maße an dte l(onsumen-
ten wettergegeben wurden. Díe Einführung des

E U R0 darf keinesfalls wieder zu Lasten der l(on-
sumenten gehen. "

(7. Jänner 1997)

E U - S ta a ßse k ret ¿i r Wo I fga n g R u t tens to r fe r (S P 0) :

" Durch den EUR0 wtrd nichts teurer."
("|(urrer", 29. ll//ärz 1997)

E U R?-Initiative der Bundesregierung:

Festgelegt rst weiters, daß bei der Umstellung
von Urkunden und Verträgen von Schilling auf
EUR0, also z.B. bei der Umstellung von Sparbü-
chern, sowie beim Umtausch von Schtlling in
EUR0 den lØnsumenten im Umstellungszeitraum
keine direkten lØsten entstehen dürfen.

Die* EU R0-Preiskommisston" wtrd dafür sorgen/
daß bei der Umstellung von Schilltng auf EUR0
ungerechtfertigte Preissprünge unterbleiben.

(Austria Presse Agentur, J6. September 1997)

E U - S taa ßse k re t¿i r Wo t fg a n g R u t tens to r fe r (S P (Ð :

" Die zweite Aufgabe ist die Uberwachung, da-
mit nicht Preiserhöhungen unter dem Deckman-
tel des EUR0 vorgenommen werden kcinnen."

("Kleine ZeÌtung", 17. Aprr/ 1997)
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Die lØnsumentenschützer schlagen Alarm: Die
Umstellung auf den EUR0 dürfe zu keíner Ver-

teuerung der Waren führen, was aber im tägli-
chen Gebrauch fast unvermeidbar werden wírd.
l(onsumentenschützer wdrnen bereits jetzt vor

dieser "stillen Verteuerung" der Waren, ntcht zu-
letzt, da der Einzelhandel im Durchschnitt Um-
stellungskosten für den EUR0 von satten 7,8 Pro-
zent seines Umsatzes haben wird.

("Die Presse", 15. Jànner 1997)

Manfred Holztrattne7
Di rektor des Raiffeisenverbandes Salzburg:

" Die Umstellungskosten bei Etnführung des
EUR0 werden für die Banken "enorm" setn und
zwangsläufig zu Lasten der lfunden gehen.

Neben den einma/igen Umste//ungskosten kämen
noch die dauernden Ertragsmrnderungen durch
den Wegfall des Wechselgeschäftes hinzu. Auch
hier seien jährltche Ertragsminderungen von meh-
reren Milliarden Schr//ing zu erwarten.
Aus eigenen Mitteln wäre a// das für dte Banken

nicht zu bezahlen, die Umstellungskosten würden
sich - beisprelswetse bei den Gebühren - auf der
lfundense ite n iedersch lagen."

(Austrta Presse Agentur 28. lVai 1997)

Ewa ld Wa I terski rchen (Wifo):
Frage: " Die l(osten der Umstellung auf den EUR0

werden doch wohl wieder auf die l(onsumenten
übergewä/zt?'

Waltersl<irchen: "Da widerspreche ich nicht."
(TT-Telefon, "Ttroler Tàgeszeitung", 28. Juni 1997)
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Wer bezahlt díe Umstellungskosten ?
Níemand, sagt díe Bundesregíerung!

Wer bezahlt dÍe Umstellungskosten ?
Der Konsument, sagen Experten!



EUR1-Handbuch für die Verwaltung:

"Eine Preissteigerungsgefahr wird vom /(onsu-

mentenschutz dahingehend gesehen, daß die Preis-

setzer, also dle Verkäufer von Gütern und Dienst-

leistungen, tendenzlell bel der Umstellung von der
nationa/en Währung auf den EUR0 bel Preisen

aufrunden und damit etn lörberlgeld verdienen

krinnen.
Daher: Schaffung einer Prelstiberwachungs-

agentur! "
(Finanzministeriunt, Márz J997)

Uniu-Prof, lârl Socher, Untversitát Innsbruck:

" D ie U mstel lungskosten werden, vo I kswirtschaft-
lich gesehen, /etztlich von den prlvaten Haushal-
ten getragen werden müssen. Dle Elnführungs-
kosten werden erst nach vlelen Jahren, wenn über-

haupt, durch dle geringen Transakttonskosten-
Ersparnlsse amortlsiert werden können."

(Finanz- Nachrichten, J3. Juni I 997)

Díe EÍnführung des EUBO verursacht
keíne Kosten für den l(onsumenten,

Versprícht dÍe Regíerung,
Als Absícherung wÍtd eÍne Prcísüber-
wachungffigentur eÍngerichtet Strafen
gqgen Verctöße sÍnd keíne vorgesehen,
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Die Kriterien betreffen die Preisstabi'
I¡tät, den Zustand der öffentlichen Fi'
nanzen, die Wechselkursstabilität und
die langfristigen Zinsen.

Maßstäbe für die Erfüllung der l(onvergenz-
l<riterien sind:

Erreichen eines hohen Grades an dauerhafter
Preisstabilität

. Das bedeutet, daß ein Mitgliedstaat eine anhaltende

Preisstabilität aufweisen muß und die während des letz-

ten Jahres vor der l(onvergenzprüfung festgestellte
durchschnittliche Inflationsrate eines Landes (gemes-

sen am Verbraucherpreisindex) um nicht mehr als an-

derthalb Prozentpunl<te über der Inflationsrate der

höchstens drei Länder mit den besten Ergebnissen bei

der Preisentwicl<lung liegen darf.

Eine auf Dauer tragbare Finanzlage der öffentli-
chen Hand, die aus einer öffentlichen Haushalts-

lage ohne übermäßiges Defizit ersichtlich ist.

. 0b ein solches Defizit vorliegt, wird vom Rat auf der

Grundlage einer Empfehlung der Europäischen l(om-

mission nach l(riterien entschieden.

Einer oder beide der folgenden Tatbestände las-

sen auf das Vorliegen eines übermäßigen Defi-
zits schließen:

Das Verhältnis des geplanten oder tatsächlichen öffent-
lichen Defizits zum Bruttoinlandsprodul<t (BIP) über-

schreitet den Referenzwert von 3"/", es sei denn, daß

. entweder das Verhältnis erheblich und laufend zu-

rücl<gegangen ist und einen Wert in der Nähe des

Referenzwertes erreicht hat
. oder der Referenzwert nur ausnahmsweise und vor-

übergehend überschritten wird und das Verhältnis in
der Nähe des Referenzwertes bleibÇ
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. das Verhältnis des öffentlichen Schuldenstandes zum

BIP den Referenzwertvon 60"/" überschreitet, es sei

denn, daß das Verhältnis hinreichend rückläufig ist
und sich rasch genug dem Referenzwert nähert.

Der Nachweis der Wechsell<ursstabilität seit min-
destens zwei Jahren vor der Prüfung

. Ü ber diesen Zeitraum hinweg muß ein lVlitgliedsstaat

am Wechsell<ursmechanismus des Europäischen Wäh-
rungssystems (EWS) teilgenommen und die norma-
len Bandbreiten ohne starl<e Spannungen und insbe-

sondere ohne Abwertung seines bilateralen Leitl<ur-

ses auf eigene Initiative gegenüber der Währung ei-
nes anderen Mitgliedstaates eingehalten haben.

Ein angemessenes Niveau der langfristigen Zins-
sätze als Ausdrucl< der Dauerhaftigl<eit der er-
re¡chten l(onvergenz eines Mitgliedstaates.

. Die Erfüllung dieses l(riteriums wird daran gemessen,

ob der durchschnittliche Nominalzinssatz für langfri-
sti ge Staatsschu ldversch rei bungen oder verg lei chbare

Wertpapiere im Verlauf eines Jahres vor der Prüfung

den du rchschnittl i chen N om i nalzi nssatz der höchstens

drei preisstabilsten Länder nicht um mehr als zwei

Prozentpun l<te überstei gt.

Díe Maastrích t- Kríteríen Díe Maastrícht-Kríterien

Die Maastricht-Kriterien
PreísstabíIítått

Nicht mehr als 7,5'/" über dem Durchschnitt der drei

niedrigsten Inflationsraten in der EU

S taa tsn e uve rsc h u lda n g t
Nicht mehr als 3'/" vom Bruttoinlandsprodul<t

Staatsgesamtverschu ldung :
Nicht mehr als 60% vom Bruttoinlandsprodul<t

Wech se lkurss ta b í I í tä t :
Mindestes 2 Jahre im EWS, normale Bandbreiten,
l<eine Abwertung

Langfristígen Zínsent
Nicht mehr als 2 % über dem Durchschnitt der drei
preisstabilsten E U -Lånder



V

Apr il/Mai 1998
. Entscheidung über den Kreis der

Teilnehmerstaaten
. Errichtung der Europäischen Zentralbank

(EZB)
. Unwiderrufliche Festsetzung der

Umrechnungskurse

f. Jänner f999
Beginn der 3. Stufe

. Verantwortung für die Geldpolitik geht

auf die Europäische Zentralbank über
. Umstellung des Rechnungswesens

der Zenlralbanken

ab 1999
. Festlegung und Ausführung der

Geldpolitik in EURO
. Fremdwäh ru ngstra nsa ktionen

der EZB in EURO
.Neuemissionen der öffentlichen Hand

in EURO

1. Jänner2OO2
. Spätester Beginn des Umlaufs von

EURO-Münzen und -Banknoten
. Umstellung des öffentlichen Sektors

auf EURO
. Allgemeine Umstellung aller Forderungen

und Verbindlichkeiten auf EURO

30. J uni 2OO2
. Vollendung der WWU
. Nationale Banknoten und Münzen

verlieren ihre Gültigkeit
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Der EUnO-ZeitpIan Díe strenge Auslegung der
Kriteríen - Die Folgen

Derzeit erfüllt nur Luxemburg alle Kri-
terien zur Teilnahme an der Wirtschafts-
und Währungsunion (llllWUl.

Die Konsequenz!
Bei punktgenauer Einhaltung der Maastricht-
Kr:iterien ist die WWU gescheitert,

Ðíe möglíchen Ausweget
. Verschiebung der WWU
. Aufweichung der Kriterien

Eine Aufweichung der Kriterien und ein Errei-
chen der Kriterien durch "kreative Buchführung"
und "Budgettricks" hätte zur Folge, daß

. Deutschland

. Frankreich
, ltalien

'S?anien
. Niederlande
. Osterreich
. Belgien
. Portugal
. lrland
. Finnland und
. Luxemburg teilnehmen können.

Die Folgen dieser Lösung:

"Die Wtihrungsunion ist eine gate ldee, für den EUR0
ßt es aber noch zu früh. Derzeit erftillen wenige Länder
die lhiterien, die anderen haben begonnen, ihre Bücher
zu fälschen. Die Märkte werden das¡:edoch durchschauen

und erkennen, daß der EUR0 nicht auf einer fundterten

Basis lteruht und die l(onsequenzen daraus ziehen."

Jim Rogers, Börsenexperte, der für den Aufschwung der
Wiener Börse Mitte der B)er Jahre verantwortlich war

Díeser EUfiO wírd weÍch!
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Belgíen
. Verl<auf von 700 Tonnen Währungsgold der
belgischen Notenbanl<.

. Schreibt Goldgewinne der Notenbanl< aus den

letzten 5 Jahren gut.

Summe insgesamt:
rund 84 Milliarden Schilling

. Dazu l<ommen noch Milliarden aus

P rivatisierungen.
. Vorschuß der staatlichen Sparl<assen-

holding als Vorgriff auf die Privatisierung
der staatl ichen Telefongesel lschaft.

. Die staatliche Lotterie muß Gewinne für 7 Jahre
im voraus überweisen.

Frankreích
.78 Milliarden Schilling aus Pensionsl<assen

der France Telecom.
. Verstecl<t Zinszahlungen für Staatsanleihen in

den Bilanzen.
. l(assiert eine außerordentliche Gewinnabfüh-

rung bei der staatlichen l(reditbanl< Caisse des

Depots.

Summe insgesamt:
161 Milliarden Schillinq

Deutschland
. Beabsichtigt, die Goldreserven der Bundes-

banl< höher zu bewerten.
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Italíen
. Einmalige Europa-Steuer in der Höhe von

66 Milliarden Schilling Zuschlag von 7,5 -

3,5 % auf dte Lohn- und Eínkommensteu-
eÐ. Diese einmalige Europa-Steuer so// ab
1999 zurückgezahlt werden.

. Zusätzlich werden SteuereÏnnahmen.
vorgezogen (vorzeitiges Steuerinl<asso)

. Die Schattenwirtschaft (:Pfusch) wird auf
das Bruttoinlandsprodul<tangerechnet :

Spaníen
. Erhöhte Steuervorauszahlungen der
Wirtschaft (vorzeitiges Steuerinkasso).

. 84 M rd. aus Privatisierungen.

. Die Schulden der Staatsbetriebe wurden aus

dem Budget gestrichen.
. Drastischer Sozialabbau.

ösrcrreích
. Seit 1996 Belastungspal<ete:

Höhe 200 Milliarden Schilling.

. Ausgliederung ("Privatisierung") von Staats-
Schulden (Bsp.: Asfinag).

Díe Budgettrícks zur
Erreíchung der l(ríteríen

Díe Budgettrícks zur
Erreíchung der Kríteríen

Diese Budgettricks sind Einmal-
zahlungen oder müssen nach
der Einführung des EURO zu-
rückbezahlt werden. Damit wird
der Stabilitätspakt gebrochen.
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Bundeskanzler Viktor t(lima (S P(Ð:

" Die Währungsunton ist ntcht verschiebbar"
("Der Standard", 5. März 1997)

Bundeskanzler Viktor l(lima (S P0):

Eine Verschiebung des Termins für die Einfüh-
rung des EUR0 lehnt l(lima ab. "Das ist weder
politisch noch wirtschaftltch sinnvo//. "

("Der Standard", 18. Aprr/ 1997)

l(laus Liebscher, Präsident der
0esterreichischen Nationalbank:

"Auf einen Aufschub der WWU würden dte Fi-
nanzmärkte mit Zinsaufschlägen, die Unterneh-
mer mit Investitionszurückhaltung und die Bür-
ger mit einem Vertrauensverlust in dte europä-
ische Eintgung reagieren."

("l(lelne Zeitung", 25. April 1997)

l(laus Liebscher, Präsident der
0ester re i ch ischen N a tio na lban k:

warnt eindrtngltch vor den Gefahren eíner Ver-

schiebung der Europäischen Wirtschafts- und
Währungsunton (WWU). " Bei einer Verschiebung

ist nicht auszusch/ießen, daß der ganze EU-
Integrationsprozeß " zumtndest zum Stillstand"
kommt."

(Austria Presse Agentu4 23. ll/lai 1997)
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Alexandre Lamfaluss¡1 Präsident des Europái-
schen Wãhrungsinstituts (EWI), des Vorläufers
der Europä ischen Zentralbank:

" Eine Verschiebung der Europäíschen Wäh-
rungsunion ist nicht ausgeschlossen. "

(Austrla Presse Agentu4 11.Juni 1997)

Gerhard Schröder (S PD),

M in isterprás ident von N iedersachsen:

" Was sollte daran so schlimm sern, wenn der
EUR0 dret oder fünf Jahre später kommt? Der
Erfolg des EUR0 ist wichtiger als der Zeitplan."

(Austrla Presse Agentu4 10. Februdr 1997)

Horst lQihler, Präsident des

Deutschen Sparkassen- and G iroverbandes:

" Wenn es der Politik mit der Stabtlität und der
dauerhaften Erfüllung der l(onvergenzkriterren
ernst ist, dann tst der Starttermin für den Erfolg
der Währungsunion nicht entscheídend. "

("Tiroler Tageszeitung", 12. März 1997)

Wolfgang Grüger, Präsident des Bundesverban-
des Deutscher Volks- und Raiffeisenbanken:

" Eine politische Aufweichung der l(riterien ist
nicht akzeptabe/. Sie würde das "Abenteuer
EUR0" in die l(atastrophe führen. Die Verschie-

bung der Währungsunion rst gegenüber einer spä-

ter auseinanderplatzenden Währungsunion das ge-

ringere Übel. "
("Sa/zburger Nachrichten", 12. fl/lärz 1997)
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Zeitplan vor StabíIÍtät?
Díe Bundesregíerung

StabilÍtät vor ZeÍtplan!
Díe Warner vor eÍnem weichen EURO



Bundeskanzler Viktor t(lima 6Pö):
/(/ima wandte sich auch gegen eíne Verschiebung

des Starttermtns." Wir brauchen aus ökonomischen
und po/itischen Gründen die Währungsunron, " sdg-
te /(lima.

("Die Presse", 13. Juni 1997)

l(laus Liebsche7 Präsident der
0este r rei ch isc hen N a tio na / ban k:

" Ich bin etn absoluter Gegner der Verschiebungs-
Diskussion. Dte Unternehmen, die sich auf den
EUR0 vorbereiten, werden dadurch zusätzlich ver-

uns i che rt. Wen n da du rch In vest i t i o nsen tsche i dun -

gen verschoben werden, wird auch jede Entspan-
nang dm Arbeitsmarkt der EU behindert."

("Kurier", 4. September 1997)

Ex-Nationalbankprásidentin Maria Schaumayer:

Dte derzeit dtskutierte Verschiebung der EU-
Währungsunion tst fatal.

("Tiroler Tageszeitung", I2. September J997)

EU-Agrarkomnissar Franz Fischler (0VP):

" Ich warne vor etner Verschiebung der Wäh-
rungsunion: Das würde tnternational als neuer-
/iches Zeichen der Schwäche Europas angesehen".

("Tiroler Tageszeitung", I 2. Septentber I 997)
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Edmund Stoiber (CSU),

M in isterpräsident von Bayern:
* Die Stabilität der D-Mark ist für die Deutschen

Symbol für die gewaltige Aufbauleistung nach dem

Zweiten Weltkrreg. Wenn dieses Symbolnun leicht'
fertig zugunsten einer weícheren Währung aufs
Spiel gesetzt würde, könnte das in Deutschland
enormen pol itischen S chaden anrichten.

Díe Währungsunion beginnt zum l. Jänner 1999
als Stabi/itätsgemeinschaft, oder sie muß verscho-

ben werden. Und zwar so lange, bis die Vorausset-

zangen stímmen. Stabilität hat Vorrang vor Zeit-
plan: vor derAufweichung steht die Verschiebung."

("Der Standard", 6. Juni 1997)

Helmut Zilk 6P(i), Attbürgermeister von Wien:

" Die Theorie, daß etne Verschiebung die ganze WU

zum Scheitern verurteilt, ist durch nichts belegbar.

Ich halte diese Theoríe für Unsinn. Seriöserwetse

muß man den Zeitpunkt der E U R0- Einführung ver-

schieben oder die Maastricht-l?iterien ändern."
("News", 21. August 1997)

Gerhard Schnider (S PD),

M inisterprásident von N iedersachsen:

"Für mich ist die Einhaltung des Stabilttäts'
versprechens wichtiger als der vereinbarte Zeitplan.

Wer dte neue Währung legitimieren und die lVen-

schen nicht noch weiter von der Politik entfernen

wi//, muß dafür sorgen, daß der EUR0 wirklich so

stabil wird wie die DM. Und wenn die dafür not-
wendige lfunsolidierungspo/itik kurzfristig ohne

Schleifspuren nicht machbar ist, dann bin ich für
die Verschiebung der Währungsunion. "

("Kleine Zeitung", 20. August 1997)
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Zeitplan vor StabíIÍtät?
Díe Bundeeregíerung

Stabilítät vor ZeÍtplan!
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Ftnanzminister Rudolf Edlinger (S P(Ð:

"Außerdem ist dte rasche Verwirklichung der WWU
deshalb notwendrg, weildíe gegenwärtige Phase der
Europáßchen Integratron ökonomisch ínstabil ist.

Ich warne erndringltch vor einer Verschiebung der
WWU - diese würde zu tiefgreifenden Turbulenzen

auf den Devisenmärkten führen. Eine beträchtliche
Wachstumsverlangsamung/ wenn nicht sogar eine
Rezession, wären dte Fo/7e."

(Budgetrede vor dem Nationalrat, 18. September 1997)

Außenminister Wolfgang Schüssel (0VP):

Schüssel zu der in Deutschland wieder ausgebro-
chenen Diskussion um eine Verschtebung der
E U R0- Einführung:" Dds Herumgerede ist entbehr-
lich und kann unendlichen Schaden anrichten; je-
dery der die Zweifel am EUR? nährt, spielt den

internationalen Spekulanten in die Hände."
("Die Presse", 9. September 1997 )

Außenminister Wolfgang Schüssel (fiVÐ:

Späterer EURO wáre Vollbremsung bei Höchst-
geschwindigkeit

" Der Schaden durch eine Verschiebung wäre für
die gesamte europäische Integration enorm: Alicht
nur wegen der zu erwartenden wirtschafts- und
währungspolittschen Turbulenzen, sondern auch
durch einen ntcht so bald wieder gutzumachen-
den Vertrauensverlust bei unseren Bürgern, aber
auch bei unseren Partnern überall in der Welt."

(Vortras vor dem Europäischen ,:::i#i,::;;?,
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lturt Biedenkopf (CDU),

Mrnisterpräsident von Sachsen:

" Ich fordere eine Verschiebung am 5 Jahre.
Während dieser Zeit sollen feste Wechselkurse für
die Währungen innerhalb der Et-/ gelten. Danach

wird Bilanz gezogen. Schaffen wir es in dieser
Zeit, die Stabilitätskriterien für den EUR0 ein-
zuhalten und auf dem Weg zur politischen Union
überzeugend voranzukommen/ dann können wir
den EuR0 endgültig einführen.

Wenn nicht, werden die festen Wechselkurse der
unterschiedlichen Währungen fortgesetzt, bis wir
reif sind für den EUR0. Nach wie vor bestehen

unterschiedliche Wirtschaftspo/ítiken in den ein-
zelnen Staaten der EU. Es ist zweifelhaft, ob eine

europäische Währung diese Unterschiedlichkett
aushalten wird. "

("Frankfurter Allgemeine Zeltung", B. September 1997)

Hans Tietmeyer, Präsident der
Deußchen Bundesbank:

"Ich btn etn Befürworter des EUR0 und vor a/-
lem ein Befürworter eines starken E U R0. Ich kann

einfach dem Argument nicht zusttmmen, daß bei
einer Verschíebung des EUR0 der Himmel über
Europa zusdmmenbrechen würde.'

("Dle Woche", 4. September J997)

Lamberto Dinl italienischer Außenminister:

" Ich bin für eine Verschiebung der WWU, damit
sich mehr Länder qualifizieren können."

(Rom, anläßlich der Feier "40 Jahre Rtimlsche Vertrà7e", der
Grtindung der EG, "Ftnanznachrichten", 25. lVlèirz 1997)
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StabÍIítä t vor Zeítplan!
Díe Warner vor eínem weÍchen EURO



ZeÍtplan vor StabíIítät!

Für díe Bundesregíerung íst díe
sture Eínhaltung des Zeítplans
wÍchtiger als der StabíIítätspakt.

Für Klíma, Schüssel und Líeb-
scher bedeutet eÍne Verschíebung
des EURO zur Eínhaltung des
Stabilítätspaktes:

. das Ende des EUBO

. díe Gefährdung der Währungs.
stabílítät

. eíne wírtscha ftlíche Katastrophe
ftir ösþrreích und Europa

. den Verlust von Täusenden
ArbeÍtsplätzen

. den Vertrauensverlust der Bür-
ger ín díe Polítík und díe EU

. und ím schlímmsten FalI das Ende
der EU.

Für díe österreÍchÍsche Bundesre-
gíerung kann der EUBO nur am
t.î., 999 eingeführt werden.

Dafür nimmt sÍe auch díe Aufweí.
chung der KríterÍen mít allen
Nachteílen ín Kauf,
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Wenn Osterreích nÍcht am EURO teÍl-
nímmt, bedeutet dÍes das Ende der Bín-
dung des SchíIlíngs an díe D-Mark, Da-
mÍt Íst der SchíIIÍng der ÍnternatÍona-
Ien Spekulatíon ausgelíefert. Warnt díe
BundesregÍerung,

E IJ - S t a a ßse k re tti r Wo / fga n g R u t tens to r fe r (S p (i) :
" Der Schilling läuft Gefahry 2pfer von Währungs-

spekulationen zu werden, eine enge Bindung an den

EUR0 wie an dte D- Mark f¿illt schwery so sind die
vo r h e rse h b a re n A u swi rku n g e n e i n e r N t c h t-Te i I n a h -

me dn der gemeinsamen europäischen Währung ."
6ozia/istlsche Korrespondenz, J 6. ll/lai J997)

Ewa ld Nowotny, S P()-Finanzsprecher:

" österreich betreibt seít Jahren erfolgreich eine
Po/itik der festen Brndung zwischen der heimíschen
Währung und der D-Mark. Nimmt Deutschland an
der Wáhrungsunion teil, würde eine lVicht-Teilnah-
me 1sterreichs de facto ein Ende der Hartwährungs-
politik bedeuten und 7sterreich massivem Speku-
la t i o nsdr u c k d ussetzen. "

(Sozia/tstlsche Korrespondenz, 18. August 1997)

Außenminister Wolfgang Schüssel (iVp):
" ...würde das kleine 1sterreích, das seit 25 Jah-

ren dn die D-lVlark gebunden ist, nicht mittun, würde

es sich schutzlos den internationalen Spekulatio-
nen ausliefern."

("Die Presse", 9. September 1997)

Wenn Osterreích nícht am EURO teíI-
nïmmt, besteht dÍe Möglíchkeít der Bin-
dung des Schíllíngs an den EURO, so
wíe dÍe Bíndung an díe D-Mark, Durch
das Europäísche Währungssystem íst
der SchíIIíng wíe bísher ausreíchende
gegen dÍe ÍnternatÍonale Währungs-
spekulatíon geschützt, Erklärt eÍn un-
a b h ä n g Íge r ös te rreích íscher Wä h ru n gs -
experte,

tJniu-Prof, l(arl Soche4 Universität Innsbruck:

"Wds wäre dte Alternattve zur überhasteten
Maastricht-Währungsunion ? Es wäre erstens die

Verschiebung des Termins und die Weiterführung
des Europäischen Währungssystems. Damtt wäre

der "österreíchische Weg" - die Schaffung einer
Wechselkurs-Union Øit der DM) ohne vorherige

verpflichtende lØnstruktion - möglich.

Der risterreichische Weg wäre für (isterreich auch

weiter gangbaü wenn sich eine kleine WU zwi-
schen Deußchland und Frankreich bildet.

(isterreich könnte den Schilling so wie bisher zur
DM zum Euro stabil halten - so lange der Euro
stabil ist. "

("Finanznachrichten", 13. Juni I996)

Kein EURO am 7.1.î999 -

Das Ende der D-Mark-Bíndung!
D- Ma rk- BÍndung unahhei ngig
von der Teilnahme am EURO!

Níehtteílnah,m,e' am EUßO bedeutet"Nichtteilnahme am EUBO bedeutet;
. Ende der D-Mark-Bíndung
. ínternatíonale Spekulatíon gegen den

SchÍllíng
. Ende des harten SchÍllìngs,

Behauptet díe BundesregÍerung.

c Farüf.ühru,ng dec,D-ll/îark'BÍndung als
, EU,f,,O-BÍddung
c kelne 8.pe*ctfiatían, gegen deo SchilÍíng
t Fartsetzung der HartwährungspøtÍtik
,Erklärt eÍn Fenommíerter Fachmann!



Valerie Giscard d' Estaing
fra nzris is c h e r Ex - Präs i den t:

" Verschiebung des EURq ansonsten drohteine ge-

sellschaftspolitische Katastrophe: S oziale Unruhen. "
("Aleue l(ronen-Zeitung", 18. Februar 1997)

Milton Friedman, 1976 Nobelpreßträger für
W i rts c h a ftswissensc h a ften :

" Europds gemernsamer Markt zeigt eine Struk-
tur, díe etne Eínhettswährung nicht begünstigt. Dre

Einführung des E U R0 ist po/itisch, nicht wirtschaft-
/ich motiviert. Das Ziel ist die Annäherung Deutsch-
lands und Frankreichs, um einen lfuieg in Europa
auszuschließen und die Grundlage für eine födera-
le Vereinigung europáischer Staaten zu legen.

Ich btn der Meinung, daß die Einheitswährung
gerade das Gegentei/ bewirkt. Sie würde po/iti-
sche Spannungen verschärfen, tndem sre divergie-
rende Schocks, die andernfalls rasch durch
We c h s e I k u rs ve rs c h i e b u n g e n a u fg e fa n g e n we rd e n,
zu entzweienden po/itischen Fragen aufbauscht. "

("Der Standard", 30. August 1997)

Edmund Stoiber (CSU),
M in isterpräsident von Bayern:

" Wenn die Menschen im Jahr 2005 merken, daß
sie ihre Währung voreilig aufgegeben haben, krin-
nen wir wirklich von einem Sprengsatz für Euro-
pa sprechen. Eine Aufweichung der l(onvergenz-
kriterien wird katastrophale Folgen hdben. "

( "Súddeutsche Zeitung", 5. Juni 1997)
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Miguel Boyer,

Spaniens Ex-Wirtschaftsminister, Leiter der
Santer-Gruppe, die den EUR0 "erfiinden" hat:

" lW ich besorgt, daß wir uns überstürzt und schlecht
gerústet auf ein unwiderrufliches Experiment ein-
lassen. Ich bín gegen ein überstürztes Experiment,

das aus po/ítischen Gründen vorangetrieben wird."
(" Z E IT-P unl<te " . 4/96)

Malcolm Rifkind
ehemaliger britischer Außenminister:

" Die Einführung einer gemeinsamen Währung
würde Europa auf Jahre spalten."

ØPA-J)URNAL EUropa, 20. lVlärz 1997)

Wilhelm Hankel,
Ex-Chef der Hessischen Landesbanþ Universitát
Fran kfu rt, Wäh rung* und E n twicklungspo I iti k:
" ...würde eine Währungsunion des ietzt konzipier-

ten Typs Europa nicht einen, sondern dreitei/en.
Das wird sowohl den lâpitalmarkt wie auch den

Arbeitsma rkt schwerstens treffen:

. am /(apitalmarkt werden Milliardenverluste ent-

stehen,
. am Arbeitsmarkt Millionen Jobs verntchtet.

Wer also Europa ruinieren will, muß nur zum ge-

genwártigen Zeitpunkt diese Währungsunion ma-

chen. Das ist politisches Dynamit.

Der Vertrag von Maastricht hat etn Riesenloch:

Die sogenannten Konvergenzkriterien gelten ia nur
vor der Währungsehe, nicht in der Ehe, wo sie et'
gentlich gebraucht werden. Schon ein einziges Land
mit exzessiven Defiziten könnte so die Währung an

den Devisenbörsen wieder zum l(íppen brrngen."
("profrl", 2. 0ktober 1995 )
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Díe Warner vor der
übereíIten Eínführung des EURO

Díe Warner vor der
iibereílten Eínführung des EURO



Auch die Wtrtschaftsmacht ll/lafia setzt auf den

Euro. Was für den Export von Autos und Mascht-

nen gilt, ist auch für das Geschäft mit Prostttuti-
on und Rauschgift von Vortetl:

Der Euro schafft dte Rísiken der Wechselkurs-

schwankungen ab, die Mobilität des lGpitals
nimmt zu - und die Fahndung nach "schmutzi-
gem Geld" wird immer schwieriger

Nach Ansicht ernes Experten der italtentschen
Anti-Mafia-Einheit (DNÐ habe die Russenrnafia

schon 1993 bei eínem historischen Gipfel in Mi-
ami in Florida ihre globale Strategie abgesteckt.

Der IJmsatz aller Mafiaorganisationen ín Euro-
pa wird auf 350 Mrd. US- Dollar Ø300 ll/lrd. S)
pro Jahr geschätzt.

Das entspricht gut vier Prozent des europäischen

Sozialprodukts oder dem Gesamtumsatz der fünf
größten europäischen Unternehmen (Shell, Datm-

ler, Bf; VW, Sremen).
("salzburger Nachrichten", 15. Juli 1997)

Mafia setzt auf den EUR0:

Allein 200 Mrd. Dollar des Umsatzes entfalle
auf die Russenmafia. " Eine ökonomische Hege-

monie", urteilen Experten. Schwerpunkte seten

dabei Deutschland und lta/ren, Hauptstützpunkte
Berlin, Wien und Rom.

("Die Presse", 15. Juli 1997)
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DÍe Warner vor der
übereÍIten Eínführung dee EURO

Díe MafÍa wírd profítieren und
setzt voII auf den EURO

tür maßgeblíche Faehleute und
Polítíker auf europäíscher Ebene
steht festt

. DÍe Eínfiihrung des EURO kommt
zu frtih.

. Der EUBO zum L f , ,999 wÍrd
eín weícher EURO,

. Eín weÍcher EUBO wírd zu sozía-
len Spannungen führen,

. Díe Währungsuníon kann nur
funktÍoníeren, wenn síe stabíl
íst, daherc

. Der Etabilítätspakt muß in einer
Üherg"ngsphase "a usprobíert"
werden,

. Währungsbíndungen ínnerhalb
der EU - ao wÍe zwíschen dem
Schíllíng und der D-Mark - sind
derzeít dÍe bessere Lösung.

. Erst wenn dÍe Währungsbíndung
ínnerhalb der EU lange genug
stabíl war, wÍrd das Rísíko der
Eínführung des EURO mínÍmíert.
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Gutes fiming
Betriffi: ,,Die Sprcngkrcfi des
Eura" von Mìltan Ftiedman

Sr¿¡vrenp Nr. 2651, 3A. 8.97
Ein Hoch dem STANpARp für
den Abdruck der vernichten'
den lGitik des berühmlesten
zeitgenössischen National-
ökonomen am Euro, ausgë-
rechnet am gleichen Tag, an
dem die Bundesregierung ihre

,, Informations' -Kampagne
über den Euro anlaufen ließ.

Nur der Vorspann enthålt
einen Fehler: Milton Fried-
man steht mit seinen Ausfüh-
rungen keineswegs im Gegen-
satz zur Mehrheit der führen-
den europäischen Wirt-
schaftswissenschafter. Erst 60
(19S3J, dann 321 {TSSZJ Na-
tionalökonomen haben sich
deutlich gegen die Einführung
des Euro ohne vorherige poli-
tische Union ausgesprochen,
die es im nationalstaatlich or-
ganisierten Europa schon aus
geschichtlichen Gründen
niemals geben kann. ,L'Bu-
rope c'est la diversité", meinte
einst der große Liberale Salva-
dor de Madariaga: kein Mel-
ting pot à la USA. Es gibt wohl
keinen Nationalökonomen
von Rang, der den Euro be-
fürwortet.

Univ.Doz. Dr. Friedrich
Romig, 3422 Hadersþld

(D Herr Dr. Romig war während
der EU-Beitrittskampøgne Eu-
ropabeouftragter der Diözese
St. Pölten. þ'ed)
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EupUolksbefragung
Wer bürgt für die Kauikralt des

Euro in Österreich im gleichen
Verhältnis zum Schilling? lVill
man mit dem lVechselkurs von S
zu Euro einen ,,verdeckten Zu-
griff" an die Sparkonten in Öster-
reich handhaben, um die Krei-
skydche Theorie bezahlen zu kön-
nen? Das sind bereits 92 Mrd. S
jährlich Zinsen ohne Kapitaltil-
gung. Wie variabel trickst man
Währungen stabil? Wer hat bei
der EU-Abstimmung was und
wre gefragt? Wie führt man Wäh-
ler bewußt hinters Licht und
lockt sie in eine Staatengemein-
schaft, welche uns bis dato nicbt
die versprochenen Entiastungen
beschert hat?

C. Piuk-Prettner, Íberndorf

lnner wieder¡ Iuro!
Es ¡st ziemlich klar, daß

ösærreich nicht isoliert bleÞ

ben kann, wenn slch Europa
¡ m mer i ntensive r zusam m en -
schfießt. ÐÍe reiche Schwelz
kann sich so etwas viel eher
leisten; sie macht halt Filialbe-
tr¡ebe in den EU-Ländern auf,

Wir sind mlt Ðeutschland
zutiefst verbunden und soll-
rcn dankbar sein, daß dieser
Nachbar eigentlich recht
freundlich zu uns ist Wenn
der Euro ln Deu*chland
kommt, mijssen wir - wohl
oder übel - mitgehen. Mit der
D-Mark waren w¡r viele Jahr-
zehnte verbunden, und és hat
uns gut, getan. So wird æ auch
bleiben, wenn ich auch starke,
grundsätzliche- Bedenken ge-
sen dæ AuÍseben unseres
Schittinss unl des sroßen
Brudeís D-Mark habei

Kein vernunftbegabter
Mitbürger hat mir b¡sñer er-
klären können, warum unsere
Regierungen so überhætet
zum Euro streben - und dæ
noch bevor dle EU-Stuten zu
einer wie immer Eearteten
demokratischen Verfassung
gekommen sindr. Bevor es
aber zu einer Ubertragung
von Hoheitsrechten an*ei¡íe
zentrale europäische Resie-
rung kommen' kann. muß1æ
Volk gefragt werden!

Die Regierungen hüben
und drübeñ scheínen iedoch
Angst vor dem Volk zu'haben.
Daí gilt aber auch fíir dæVolk

gegenüber seinen Polltlkern ...
P¡of. Dr. Hermann Diehl,

Salzburg

Euro und Uolkubslinmung
Wenn auch mein Studium an der
Hochschule für Welthandel schon
50 Jahre zurückliegt, kann'ich
mich doch an die Rechtslehre
rückerinnern, daß Verträge, die
durch grobe Täuschung eines
Partners zustande kommen, keine
Rechtswirksamkeit erlangen. Vor
der zitierten Volksabstimmung
wurde das Volk nicht nur grob ge-
täuscht, sondern auch mit fal-
schen Hoffnungen gelegt. Harter
Schilling, ?0.000 neue Arbeits-
plätze, Wirtschaftsaufschwung,
1000 S netto pro Monat mehr.
Statt des harten Schiltings
kommt ein weicher Euro, der nìe
hart sein kann. Es ist so, als ob
man heißes und kaltes trVasser
mischt. Das heiße wird kühleq
das kaite lauer. Die gepriesene
EU wurde für das Großkapital
und nicht für die Völker geschaf-
fen. Daß die Preise'stagnieren
und die Gewinne explodieren,
wird mit über 20 Mio. Arbeitslo-
sen bezahlt. Wohin das wohl füh-
ren kann? Der Euro hat sicher
auch Vorteile * aber die Bauern-
schaft wird er nicht ernsthaft ret-
ten, die wird bereits durch die EU
dezimiert.

Dkfm. Drich, Vogel, Döbriach

Seite 75

Hinlers lirht geführt?
Jetzt stellt sich heraus -

zumindest, entnehme ich dles
aus Zeitungs- und Rundfunk-
meldungerl - daß unsere Re-
gigrung m¡t dem Beitritt
Osterreichs zur EU auch ein
mehr oder weniger endsülti-
ges la zum EURÖ vereiñbart
Itabên soll. lst da die öffent-
lîchkeit nicht hinters Licht ge-
führt worden! lch hatte-ie-
denfalls bis jetzt nicfu dæ Ge-
fühl, daß wir schon den Schil-
ling aufgegeben haben. Sonst
wäre ¡a die ganze Diskusion
Uberflässig. Ledrglich die Eng-
länder und Dänen hätten sièh
seínerze¡t noch nicht durch
Unterschrift enæchieden. Da
wäre Aufklärung notwendig.

Mag. Erwin Fiedler,
Wiener Neustadt
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